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UNTERNEHMEN IM ÖFFENTLICHEN EIGENTUM
1. EINLEITUNG

Die aktuelle Diskussion im Bereich des „New Public Management“ und „Good Governance“ bewegt sich intensiv um die Fragen:


(
Leisten oder Gewährleisten


(
In-/Outsourcing


(
Make or Buy


(
Privatisierung / Public Private Partnership (PPP)

In diesem Zusammenhang ist es wichtig zu klären, welche Rechtsform für die Erledigung öffentlicher Aufgaben am geeignetsten ist:

Eine Rechtsform des Handelsrechts oder eine öffentliche Rechtsform.

Im Grenzbereich zwischen Rechts- und Wirtschaftswissenschaften wurde eine Studie zum Thema

„Unternehmen (Gesellschaft) im öffentlichen Eigentum“
verfasst, deren Ergebnisse in der IKW-Schriftenreihe „Kommunale Forschung in Österreich“ als Band Nr. 113 veröffentlicht wurden (Linz 2004, 128 Seiten, kart. € 10,--, Bestellung beim Magistrat Linz, Stadtrechnungshof, Pfarrgasse 7, 4041  Linz, friedrich.klug@mag.linz.at).

Wegen der heiklen Fragestellung, ob öffentlichen Aufgaben von Privaten im marktlichen Wettbewerb oder durch den Staat erfüllt werden sollen, die letztlich nur von der Politik demokratisch entschieden werden kann, war die Findung rechtswissenschaftlich versierter Autoren gar nicht so einfach. Den für den juristischen Teil der Arbeit verantwortlichen wissenschaftlichen Mitarbeitern Hanna Kotrschal und Klaus-Peter Bittmann sei daher besonderer Dank ausgesprochen.

Die immer wieder aufgeworfene Frage, welche Rechtsform für öffentliche Unternehmen wohl am besten geeignet sei (der Weg, das „WIE“) kann nur bezogen auf den Sinn (das „WARUM“) und das Ziel (das „WAS“) der öffentlichen Wirtschaftstätigkeit situationsbezogen beantwortet werden.

Eine ausgewogene Beurteilung im „Machtdreieck“ Demokratie – Staat – Markt, zwischen „Leisten und Gewährleisten“ und zwischen Effektivität (Zweckmäßigkeit) und Effizienz (Wirtschaftlichkeit) ist daher nötig.

Die schwierige Aufgabe der Grenzziehung zwischen Markt und Staat obliegt in einem demokratischen Staatswesen nach wie vor dem Gesetzgeber bzw. der Politik, da ansonsten der Markt die Staatsfunktion übernähme und selbst zum Staat  würde. Das neoliberale Ziel der „stateless global governance“ ist jedenfalls umstritten.

Dabei stellt sich die Frage, ob Gesellschaften des Handelsrechts besser geeignet sind als öffentlich-rechtliche Gestaltungen und ob durch die Gründung einer privatwirtschaftlichen Rechtsform nicht ein (gewollter) irreversibler Prozess in Richtung Privatisierung und Markt eingeleitet wird.

Die gewählte Rechtsform soll daher das öffentliche Wohlfahrtsziel fördern, gleichzeitig das Effizienzziel erreichen und die Sinntransformation in Richtung gewinnorientierter, reiner Marktwirtschaft vermeiden.

2. LEISTEN ODER GEWÄHRLEISTEN

Die öffentlichen Dienstleistungen charakterisieren den Kern des gemeinsamen Wertesystems in Europa; sie sind ein Schlüsselelement des Europäischen Gemeinschaftsmodells, das nicht allein auf Wettbewerb und neoliberaler, gewinnorientierter Marktwirtschaft beruht, sondern auch auf sozialer und umweltpolitischer Rücksichtnahme, auf humanistisch-christlichen Werten, die eine soziale Marktwirtschaft auszeichnen. Dabei geht es um die Förderung des Gleichgewichtes zwischen den Wettbewerbsregeln und den Zielsetzungen der öffentlichen Daseinsvorsorge, um die wohlüberlegte Anwendung des Subsidiaritätsprinzips und die Übernahme von Verantwortung der einzelnen territorialen Ebenen für die Bereitstellung von Dienstleistungen im allgemeinen Interesse. Die EU akzeptiert die Vielfalt der möglichen Organisationsformen, wobei die Wahlfreiheit zwischen Leistung, Gewährleistung und Beauftragung besteht und die Verantwortung bei der jeweils zuständigen Gebietskörperschaft mit der notwendigen Eingriffsmöglichkeit (Ingerenz) bleiben muss. 1)
Im zunehmenden Maße werden öffentliche Dienste nur mehr „gewährleistet“ und nicht mehr (selbst) geleistet. Die Folge ist eine „Ausgliederungs- und Privatisierungswelle“ mit zentrifugaler Wirkung, die zur Atomisierung der öffentlichen Verwaltung und ihrer Dienstleistungen führen kann. Kontroll- und Steuerungsdefizite entstehen wegen der unzureichenden Ausnützung bzw. Wirkung der rechtlich und faktisch vorhandenen Einflussmöglichkeiten. Dieser als unerwünscht erkannten Wirkung versucht man durch Einführung eines „Public Corporate Governance-Kodex (PCGK)“ zu begegnen, den alle öffentlichen Einrichtungen, Betriebe und Unternehmungen des Bundes, der Länder und Gemeinden einführen sollten. 1)
Das zielorientierte Verhalten dieser öffentlichen Einrichtungen soll durch den Kodex gesteuert werden. Der Kodex dokumentiert alle rechtlichen und faktischen Möglichkeiten der Mitwirkung und Kontrolle durch die jeweils zuständigen Organe, sodass die Informations- und Berichtspflicht  transparent wird und alle internen und externen Steuerungs-, Kontroll-, Mitwirkungs- und Informationsrechte und –prozesse dokumentiert werden.
Der zweifellos vorhandene Vorteil des Kodex ist die nachvollziehbare Transparenz der Regeln – sofern und solange sie akzeptiert und auch eingehalten werden. Nachteilig wirkt sich aus, dass die Übernahme des PCGK nur auf freiwilliger Basis möglich ist, da im Kodex nur Anregungen und Empfehlungen enthalten sind, die unverbindlich sind. Vor allem löst der Kodex keineswegs das hier angesprochene Problem der optimalen Rechtsform öffentlicher Unternehmungen. 
3. BEURTEILUNGSKRITERIEN

Eine Fülle von möglichen Rechtsformen mit Vor- und Nachteilen, die als Kriterien der Entscheidungsfindung jeweils zu Grunde zu legen sind, ist vorhanden. Rechtliche, wirtschaftliche und politische Aspekte sind gegeneinander abzuwiegen und im Einzelfall im Hinblick auf die zu erfüllende öffentliche Aufgabe zu beurteilen. Eine allgemein gültige und verlässliche Entscheidungsgrundlage oder das Treffen einer Aussage, ob öffentliche oder privatrechtliche Organisationsformen besser geeignet sind, ist ohne Bezugnahe auf den konkreten Fall nicht möglich. 
Dennoch soll versucht werden, aus den bisher gewonnenen Erkenntnissen politischer, wirtschaftlicher und rechtlicher Natur Beurteilungskriterien für die Findung der optimalen Rechtsform für öffentliche Betriebe und Unternehmungen herauszufiltern, um den (politischen) Entscheidungsträgern eine Hilfestellung zur optimalen Auswahl zu geben.
Aus den erarbeiteten Grundlagen kristallisieren sich grundsätzlich drei Hauptkategorien von Beurteilungskriterien heraus:
1. Sinngebende, demokratiepolitische Kriterien
2. Gesamtwirtschaftliche, soziale und volkswirtschaftliche Kriterien und
3. Einzelwirtschaftliche, finanzielle und betriebswirtschaftliche Kriterien.
Die sinngebenden, demokratiepolitischen Beurteilungskriterien beziehen sich auf die öffentlichen Sachziele, die von der Politik vorgegeben werden. Ausreichende Ingerenz durch die demokratisch gewählten Entscheidungsträger, aber auch durch die öffentliche Finanzkontrolle und die Volksanwaltschaft muss sichergestellt werden und gewahrt bleiben. 
Die sozialen und volkswirtschaftlichen Kriterien fokussieren auf den sozialen Nutzen der „Produkte“: Öffentliche Güter mit kollektiver Nutzenstiftung mit hohem Monopolisierungsgrad werden unter Beachtung der Modalitäten des „service public“ dargeboten. Die Nähe zur Politik und zum Staat ergibt sich aus dem Einsatz der öffentlichen Unternehmungen als wirtschaftspolitische Instrumente (Konjunktur-, Struktur-, Sozial- und Beschäftigungspolitik) und aus der Notwendigkeit der nachhaltigen Kompetenzsicherung.
Meritorische, „mischfinanzierte“ Güter befinden sich an der Schnittstelle zwischen Markt und Staat und leiten zu den finanziellen und betriebswirtschaftlichen Aspekten über, die eine notwendige, jedoch nicht hinreichende Bedingung für die Erreichung des öffentlichen Wohlfahrtszieles darstellen.
Zu den einzelwirtschaftlichen Aspekten zählt die Gewährleistung einer ausreichenden dispositiven Autonomie, die Ermöglichung des effizienten Einsatzes des ökonomischen Instrumentariums, die Wahrung des finanziellen Gleichgewichtes, die Sicherung und Mehrung des im öffentlichen Unternehmen eingesetzten Vermögens und die Wahl einer Rechtsform, welche die Transaktionskosten minimiert.
Die einzelwirtschaftlichen Kriterien gehen tendenziell in die Richtung der Marktwirtschaft, die gesamtwirtschaftlichen und sinngebenden Aspekte gehen in einem abgestuften Kontinuum in die Richtung des Staates und der politischen Vorgaben. In diesem Spektrum ist jeweils im konkreten Einzelfall die optimale Rechtsform zu finden, wobei die dominanten Kriterien im öffentlichen Bereich zweifellos die sinngebenden und sozialen Oberziele und nicht die Formalziele einzelwirtschaftlicher Natur sind. Die Sinntransformation in die Richtung der markt- und betriebswirtschaftlichen Formalziele wäre demokratiepolitisch bedenklich und somit unerwünscht.
Die rechtliche Analyse hat ergeben, dass bereits eine ausreichende Vielfalt an Gestaltungsformen des öffentlichen und privaten Rechts besteht, sodass die Schaffung einer „neuen Rechtsform für öffentliche Unternehmungen“ nicht sinnvoll erscheint, zumal der Bund von seiner Zivilrechtskompetenz, Sondergesellschaftsformen auf einfachgesetzlicher Ebene zu schaffen, jederzeit Gebrauch machen kann und Versuche, eine generell gültige, eigene Rechtsform für öffentliche Unternehmen zu bilden, bislang ohne Erfolg geblieben sind.
4. „MARKTNAHE“ RECHTSFORMEN
4.1. Public Private Partnership (PPP)
Eine Vielfalt von Betreiber-, Leasing-, Factoring-, Kooperations-, Betriebsführungs- und Konzessionsmodellen privatrechtlicher Natur erleichtert nicht gerade die auf den Einzelfall bezogene Auswahl. Diese Vertrags- und Gesellschaftskonstrukte befinden sich jedenfalls sehr in der Marktnähe, wobei die Gewinnchance aber auch das Risiko mehr oder weniger weitgehend beim privaten Partnerunternehmen liegen.
Die Einflussmöglichkeit des öffentlichen Bestellers bzw. Gewährleistens ist vertraglich sicherzustellen und verursacht jedenfalls Transaktionskosten der Ausschreibung, Vergabe, Vertragserrichtung und laufenden Steuerung bzw. Kontrolle: Es handelt sich um die marktnäheste und staatsfernste Rechtsform.
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kosten sind relativ hoch.
Fazit:

Nur bedingt geeignete Rechtsform zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben; geeignet für marktnahe, erwerbswirtschaftliche Unternehmen der Privatwirtschaft: Aufgabenprivatisierung.
4.2. Aktiengesellschaft (AG)
Klassische Rechtsform für im freien Wettbewerb agierende und börsenotierte Kapitalgesellschaften. Die Autonomie des Vorstandes ist am ausgeprägtesten: Der Vorstand besitzt das Vertretungsmonopol nach außen und ist den Weisungen der Gesellschaftsorgane Aufsichtsrat und Hauptversammlung nur in begrenztem und statutarisch genau definiertem Ausmaß unterworfen. 
Der Vorstand muss die Zustimmung des Aufsichtsrates nur zu bestimmten Arten von Geschäften einholen.
Die öffentlichen Aufgaben können zwar durch vertragliche Vereinbarung konkretisiert werden; primäres Ziel ist jedoch die Rentabilität und das „Wohl der Gesellschaft“ und damit der Aktionäre.
Marktnahe Rechtsform; öffentliche Ziele sind nur im begrenzten und genau definierten Ausmaß zu verfolgen. Der Eigentümerwechsel durch Aktienverkauf bzw. Börsenotierung ist jederzeit möglich.
Beurteilung an Hand der Kriterien
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Fazit:

Nur bedingte Eignung zur Erfüllung öffentlicher Ziele; klassische, markt- und gewinnorientierte Rechtsform des Handelsrechts. Voll geeignet für die Privatisierung und den Börsegang. „Shareholder Value“ ist dominant.
5. „Staatsnahe“ Rechtsformen
5.1. Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH)
Diese Rechtsform lässt zu Gunsten des Eigentümers viele Gestaltungs- und Einflussmöglichkeiten offen. Die Geschäftsführung ist von den Weisungen der Generalversammlung aller Gesellschafter abhängig, wird von der Generalversammlung bestellt und ist den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages und der Geschäftsordnungen voll unterworfen. Die Einflussnahme, Steuerung und Kontrolle ist daher im vollen Maße möglich. 
Diese Rechtsform kann daher sowohl marktnahe als auch den öffentlichen Aufgaben verpflichtet ausgestaltet werden und ist daher sehr disponibel. Als Gesellschaft des Handelsrechts ist sie zwar grundsätzlich gewinnorientiert, kann aber auch gemeinnützige Ziele verfolgen. Der Eigentümerwechsel in privaten Besitz oder die Mitbeteiligung Privater in gemischtwirtschaftlichen GmbH’s ist möglich.
Beurteilung an Hand der Kriterien
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Fazit:
Die Eignung zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben ist gegeben. Der tatsächlich erreichte Erfolg hängt von der rechtlichen Ausgestaltung und Nutzung der gewährten dispositiven Autonomie ab.
5.2. GmbH. & Co. KG
Wegen der Haftungsbeschränkung für den öffentlichen Eigentümer ist diese Rechtsform in ähnlicher Weise geeignet wie die „reine“ GmbH. Die GmbH. fungiert als „unbeschränkt haftender“ Komplementär, die Kommanditisten haften ohnedies nur mit dem eingesetzten Kapital. Die Komplementär-GmbH. übernimmt mit ihren Organen die Geschäftsführung, sodass der größtmögliche Einfluss gewahrt bleibt und die Gestaltung bei den Gesellschaftern der GmbH. liegt.
Die Mitbeteiligung öffentlicher Gebietskörperschaften, aber auch Privater ist durchaus möglich, ebenso die Verfolgung öffentlicher Ziele und/oder erwerbswirtschaftlicher Ziele.
Beurteilung an Hand der Kriterien
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Fazit:

wie GmbH.
5.3. Verein
Vereine werden zur Verfolgung eines bestimmten Zweckes gegründet; sie sind nicht auf Gewinnerzielung ausgerichtet und besitzen eine eigene Rechtspersönlichkeit. Sie sind daher für die Erfüllung bestimmter öffentlicher Aufgaben geeignet und werden im Vorfeld öffentlicher Leistungsdarbietung als „Erfüllungsgehilfen“ relativ häufig eingesetzt.
Die „Bürgergesellschaft“ versucht das ehrenamtliche Engagement zu nutzen. Die NPO’s und NGO’s stehen zwischen Markt und Staat und erfüllen somit eine subsidiäre Brückenfunktion. Vielfach sind sie von der Gewährung öffentlicher  Zuschüsse existenziell abhängig, rechenschaftspflichtig und gestaltbar.
Beurteilung an Hand der Kriterien
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Fazit:

Steuerung und Einflussnahme durch Vorgaben möglich; Defizite auf einzelwirtschaftlichem Gebiet. Wenig geeignet zur Erfüllung öffentlicher Kernaufgaben, wie Daseinsvorsorge, Ver- und Entsorgung und Bereitstellung infrastruktureller Einrichtungen. Geeignet für die Erfüllung eng umgrenzter Aufgaben, z.B. auf sozialem, sportlichem, wissenschaftlichem und kulturellem Gebiet.
5.4. Öffentlich-rechtliche Organisationsformen mit eigener Rechtspersönlichkeit
Ihre Einrichtung kann nur durch Gesetz erfolgen. Sie verfügen über eigene Organe und eine eigene Rechtspersönlichkeit. Dazu gehören die Anstalten öffentlichen Rechts, deren Einrichtungen einem öffentlichen Zweck gewidmet sind, die Stiftungen und Fonds, deren dauernd gewidmetes Vermögen mit Rechtspersönlichkeit gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken dient und die Zweckverbände mit eigener Rechtspersönlichkeit, die für einen bestimmten öffentlichen Sonderzweck errichtet werden.
Diese Rechtsformen stehen unter öffentlicher Aufsicht und können nicht nur der Wahrnehmung privatwirtschaftlicher, sondern auch hoheitlicher Aufgaben dienen.
Verbandsangehörigen Gemeinden muss beispielsweise ein maßgeblicher Einfluss auf die Aufgabenbesorgung zustehen. Wenngleich der Geschäftsführung in der Satzung dispositive Autonomie eingeräumt wird, besteht in den wichtigen strategischen Entscheidungsfällen die Zustimmungspflicht des Aufsichtsorgans. Da diese Rechtsformen auch hoheitliche Aufgaben zu erfüllen haben, rücken sie schon sehr in die Nähe des Staates. Rentabilitätsziele treten in den Hintergrund. Die Beteiligung Privater ist nicht vorgesehen.
Beurteilung an Hand der Kriterien
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Fazit:

Geeignet zur Erfüllung hoheitlicher und privatwirtschaftlicher Aufgaben; Ausrichtung auf einen bestimmten öffentlichen Zweck mit ausreichender Ingerenz, z.B. für Ver- und Entsorgung, Sozial- und Gesundheitswesen etc. 
5.5. Rechtlich unselbstständige Organisationsformen (Marktbestimmte Betriebe)
Sie besitzen keine eigene Rechtspersönlichkeit und werden auf öffentlich-rechtlicher Grundlage errichtet. Ihr Autonomiegrad ist  unterschiedlich und hängt von den zu erfüllenden öffentlichen Aufgaben und der demokratischen Willensbildung des öffentlichen Rechtsträgers ab, wobei vielfältige Gestaltungsmöglichkeiten bestehen: Regiebetriebe, die im Haushalt brutto ausgewiesen werden (Bruttobetriebe), verselbstständigte wirtschaftliche Unternehmungen, die im Haushalt nur mit ihrem Gewinn oder Verlust aufscheinen (Nettobetriebe) und sonstige Betriebe mit marktbestimmter Tätigkeit, die in den öffentlichen Haushalt integriert sind. 
Schulden, die für „Marktbestimmte Betriebe“ aufgenommen werden, sind nicht „maastrichtschädlich“ und zwar unabhängig von der tatsächlich gewählten Rechtsform. Diese Betriebe müssen über eine vollständige Rechnungsführung verfügen, weit gehende Entscheidungsfreiheit in der Ausübung ihrer Hauptfunktion besitzen und mindestens zur Hälfte kostendeckend geführt werden.
Je nach statutarischer Ausgestaltung unterliegen diese Betriebe der Aufsicht, Steuerung und Kontrolle des öffentlichen Rechtsträgers. Sie können sowohl hoheitliche als auch privatwirtschaftliche Aufgaben erfüllen und haben einen Staats- und Marktbezug. Private können nicht beteiligt sein.
Beurteilung an Hand der Kriterien
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Fazit:

Geeignete und flexibel gestaltbare Rechtsform für öffentliche Betriebe und Unternehmungen. Bereitstellung öffentlicher und meritorischer Güter, Gewährleistung der Daseinsvorsorge, Investition in die Infrastruktur für die Ver- und Entsorgung, den ÖPNV, Gesundheit und Soziales.
6. NICHT ODER WENIG GEEIGNETE RECHTSFORMEN
6.1. Personengesellschaften
Wegen der unbegrenzten persönlichen Haftung und dem Grundsatz der Wahrnehmung der Geschäftsführung durch den Gesellschafter selbst (Selbstorganschaft) findet diese Rechtsform im öffentlichen Bereich de facto keine Anwendung.
Die OHG, KG und Gesellschaft bürgerlichen Rechts hat keine eigene Rechtspersönlichkeit, sie sind keine juristische Person, sondern nur eine „Gesamthandschaft“. Gesellschafter und Komplementäre sind unbeschränkt haftende Geschäftsführer, die Kommanditisten sind von der Geschäftsführung ausgeschlossen, alle verfolgen jedoch rein erwerbswirtschaftliche Ziele der Einkommens- und Gewinnmaximierung.
Diese Rechtsformen sind für Ausgliederungen, zumal auch wegen der unzureichenden organisatorischen Regelungen und mangelnder Stabilität, nicht geeignet.
Ebenso wenig geeignet sind die OEG, die KEG und die Stille Gesellschaft, die eine reine „Innengesellschaft“ darstellt und keine Rechtspersönlichkeit besitzt.

6.2. Genossenschaften und Europäische wirtschaftliche Interessenvereinigung (EWIV)
Genossenschaften dienen der Förderung des Erwerbs oder der Wirtschaft ihrer Mitglieder. Sie haben einen Förderauftrag mit einem bestimmten Zweck zu erfüllen. Das oberste Organ ist die gegenüber dem Vorstand weisungsbefugte Generalversammlung.
Ebenso fördert die EWIV die wirtschaftliche Tätigkeit ihrer Mitglieder ohne Gewinnerzielungsabsicht in grenzüberschreitender Kooperation.
Genossenschaften sind zwar auf einen bestimmten Zweck hin ausgerichtet, aber nicht auf öffentliche Ziele und Aufgaben, sondern auf ihre Mitglieder zur Förderung ihres Erwerbs oder ihrer Wirtschaft.
6.3. Privatstiftung
Die Privatstiftung verfolgt einen vom Stifter genau definierten Zweck. Sie hat eigene Rechtspersönlichkeit, jedoch keinen Eigentümer, sondern nur einen oder mehrere Begünstigte. Die Privatstiftung könnte einer ganz bestimmten öffentlichen Aufgabe dienen; sie ist nicht gewinnorientiert und entfaltet keine unternehmerische Tätigkeit. Der private Stiftungszweck ist jedoch in der Regel nicht öffentlich orientiert.
7. ERGEBNIS

Die Analyse hat ergeben, dass eine ausreichende Anzahl an rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten besteht, sodass die Schaffung einer neuen Rechtsform für öffentliche Unternehmen entbehrlich erscheint.

Für öffentliche Unternehmungen mit öffentlicher Sachzieldominanz und Nähe zu den demokratisch gewählten Staatsorganen sind die „staatsnahen“ Rechtsformen bei entsprechend flexibler Ausgestaltung zur Gewährung dispositiver Autonomie am besten geeignet. Die „Sinntransformation“ in Richtung des Marktes kann durch diese Rechtsformen am wirkungsvollsten verhindert werden.
Besonders geeignete Rechtsformen:

· rechtlich unselbstständige Organisationsformen (Marktbestimmte Betriebe): Für öffentliche, „staatsnahe“ Aufgabenerfüllung am besten geeignet, gleichwertig mit der GmbH. Dazu gehören marktbestimmte Betriebe und wirtschaftliche Unternehmungen für die Daseinsvorsorge und Bereitstellung der Infrastruktur, insbesondere des Gesundheits- und Sozialwesens sowie der Ver- und Entsorgung
· GmbH und GmbH. & Co. KG (geeignet, „marktnäher“)

Bedingte Eignung:

· Verein (bedingt geeignet, wenig geeignet für öffentliche Kernaufgaben)

· öffentlich-rechtliche Organisationsformen mit eigener Rechtspersönlichkeit (nur bedingt, für bestimmte öffentliche Zwecke geeignet)

Die Autoren hoffen, dass die vorliegende Studie die zweifellos vorhandene Lücke auf dem Gebiet der rechts- und wirtschaftswissenschaftlichen Publikationen im Grenzbereich zwischen Markt, Staat, Politik und Demokratie wenigstens ansatzweise und in Teilbereichen zu schließen vermag.

Möge die vorhandene Studie den politischen Entscheidungsträgern als hilfreiche Grundlage für die optimale Gestaltung der Rechtsform öffentlicher Unternehmen dienen und allen an der öffentlichen Wirtschaft Interessierten eine hilfreiche Arbeitsgrundlage sein.
1)	Europäischer Zentralverband der Öffentlichen Wirtschaft CEEP, Antwort auf die 30 Fragen im 


	Grünbuch der Europäischen Kommission über Dienstleistungen im allgemeinen Interesse, KOM


	(2003) endg. – 21.5.2003, in: Zeitschrift für Gemeinwirtschaft, 39. Jahrgang/4-5, S. 99 ff.


1)	D. Budäus. I. Strocke, Public-Corporate-Governance-Kodex, in: Festschrift für R. Schauer, Öffentliche Verwaltung und Nonprofit-Organisationen, Wien 2003, S. 84 und 90 ff.
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